
Vizepräsident Bergner:

 Und damit sind wir –

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Am Ende!)

nein, sind wir nicht; ich weiß nicht, ob Sie, aber insgesamt sind wir es nicht – beim Tagesordnungspunkt 8

Siebtes Gesetz zur Änderung der
Thüringer Kommunalordnung -
Herstellung der Öffentlichkeit in
kommunalen Ausschüssen
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE
LINKE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/6299 - 
ERSTE BERATUNG

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? Das ist nicht der Fall. Damit eröffne ich die Aussprache und als
Erstes hat der Abgeordnete Walk für die CDU-Fraktion das Wort.
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Abgeordneter Walk, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die vorgeschlagene Gesetzesände-
rung zielt darauf ab, dass auch vorberatende Ausschüsse in den Stadt- und Gemeinderäten und Kreistagen
in öffentlicher Sitzung abgehalten werden können.

Lassen Sie mich kurz ausführen, wie sich die Lage in meiner Heimatstadt Eisenach darstellt. Zu Beginn der
Wahlperiode 2019 hatten wir eine ähnliche Debatte und eine Mehrheit war dafür, keine nicht öffentlichen
Ausschüsse mehr zu haben. Nach längerer Diskussion wurde dann die Geschäftsordnung angepasst. Im Er-
gebnis gibt es im Eisenacher Stadtrat nur noch beschließende Ausschüsse, die damit automatisch alle öf-
fentlich tagen, selbstverständlich mit einem nicht öffentlichen Teil in den dafür vorgesehenen Fällen. Mir fehlt
da im Moment noch der Überblick, wie verbreitet vorberatende nicht öffentliche Ausschüsse in den anderen
Thüringer Kommunen sind. Diesen sollten wir uns im Rahmen der Ausschusssitzungen zunächst einholen,
um ein Gesamtbild zu erhalten.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, das im Grundgesetz normierte Prinzip der Öffentlichkeit ist Grundla-
ge unseres politischen Handelns und gilt selbstverständlich auch und gerade auf kommunaler Ebene. Des-
halb unterstützen wir grundsätzlich eine Klarstellung in der Kommunalordnung, wie von Rot-Rot-Grün hier
vorgeschlagen. Allerdings ist auch die Argumentation des Gemeinde- und Städtebundes nachvollziehbar,
dass man in vorberatenden Ausschüssen zunächst einmal unter sich bleiben können muss. Meine Fraktion,
das will ich noch mal betonen, war und bleibt ein Verfechter der kommunalen Selbstverwaltung. Insofern be-
grüßt meine Fraktion grundsätzlich die vorgeschlagene Regelung, denn sie stellt den Kommunen künftig frei
– darum geht es ja –, ob vorberatende Ausschüsse öffentlich oder eben nicht öffentlich tagen. Dies können
die kommunalen Vertretungsorgane dann in ihren Geschäftsordnungen, siehe Eisenach, selbstständig re-
geln.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir werden demnach einer Überweisung an den zuständigen Aus-
schuss für Inneres und Kommunales zustimmen und auf jeden Fall auch dieses Thema erst einmal mit den
kommunalen Spitzenverbänden diskutieren. Das machen wir dann alles im Ausschuss. Ich freue mich auf
die Beratung, vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bergner:

Vielen Dank, Herr Kollege Walk. Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich Frau Kollegin Henfling zu
Wort gemeldet.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr geehrter Herr Präsident, wir beraten heute in erster Lesung
im Prinzip eine sehr kleine Änderung an der Kommunalordnung, und es geht – das hat Kollege Walk hier
schon gesagt – um die Öffentlichkeit kommunaler Ausschusssitzungen. Meine Fraktion und ich finden, dass
Ausschusssitzungen in Kommunen, aber auch hier im Thüringer Landtag, grundsätzlich öffentlich tagen soll-
ten

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und dass mindestens jeder hier im Rund weiß, dass dort tatsächlich die wirkliche Arbeit stattfindet und dort
auch die Diskussionen stattfinden. Ich finde, die Bürgerinnen haben ein Anrecht darauf, dabei auch zusehen
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und zuhören zu dürfen. Herr Walk hat jetzt Eisenach angebracht, im Stadtrat in Ilmenau tagen wir auch nur
öffentlich in den Ausschusssitzungen, außer natürlich, es sind Belange Dritter in irgendeiner Art und Weise
tangiert, dann gibt es auch nicht öffentliche Ausschusssitzungen, aber ganz grundsätzlich stellt das kein Pro-
blem dar. Bei uns nimmt auch die Presse an allen Ausschusssitzungen teil und berichtet darüber und das
hat noch nicht dazu geführt – und da widerspreche ich auch Herrn Rusch ganz ausdrücklich –, dass dort
nicht Klartext geredet wurde. Dort wird genauso Klartext geredet, ich denke, dem steht da nichts entgegen.

Dieses öffentliche Tagen ist nicht nur gut für die Bürgerinnen, sondern eben auch für die Mandatsträgerin-
nen, weil es auch dazu beitragen könnte, das Vertrauen in die Demokratie auch tatsächlich zu stärken, wenn
die Menschen sehen, wie in den Ausschüssen gearbeitet wird. Wir müssen uns hier einfach mal vorstellen –
das haben wir ja als Beispiel auch immer wieder diskutiert –, in den Stadtrat wird beispielsweise ein Haus-
halt eingebracht und dieser Haushalt wird dort diskutiert, die eigentlichen Änderungen finden dann aber in
nicht öffentlichen Ausschusssitzungen statt. Und dann kommt ein anderer Haushalt aus diesen Ausschuss-
sitzungen wieder in den Stadtrat und die Bürgerinnen und Bürger können überhaupt nicht nachvollziehen,
wie es zu diesen Änderungen kam und sie können auch die Diskussion dazu nicht nachvollziehen. Meine
sehr geehrten Damen und Herren, das halte ich doch für ein großes Problem.

Prinzipiell sind die guten Gründe hier genannt worden, warum auch dieser kleine Satz, den wir hier als Än-
derung vorschlagen, eigentlich eine gute Lösung ist, weil die Entscheidung – und damit greifen wir aus mei-
ner Sicht eben nicht in die kommunale Selbstverwaltung ein, sondern wir ermöglichen die Entscheidungs-
grundlage komplett den Kommunen, dass sie entscheiden können, ob sie öffentlich tagen wollen oder nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich sehe durchaus, dass wir in Thüringen da in den letzten Jahren eine andere Praxis erleben in vielen Städ-
ten. Gern können wir, wie Herr Walk das vorgeschlagen hat, das auch noch mal erheben, wo das wie ge-
macht wird, wenn das der Entscheidungsfindung dient.

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Es schadet nichts!)

Es schadet zumindest nichts, nichtsdestotrotz macht es aber auch jetzt nichts unbedingt besser, diesen Satz
einfach reinzuschreiben und zu sagen, sie können das einfach in der jeweiligen Gebietskörperschaft selbst
entscheiden. Das ist ja im Prinzip Kern des Gesetzentwurfs.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn wir das so durchführen, glaube ich, gehen wir da einen gu-
ten Weg und wir greifen damit die Praxis auf, die viele Räte schon längst praktizieren, ohne denen, die noch
nicht so weit sind – warum auch immer –, öffentlich zu tagen, da jetzt in ihre Selbstverwaltung reinzugrät-
schen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich würde mich sehr freuen, wenn wir diesen Gesetzentwurf an
den Ausschuss überweisen und dort auch noch weiter diskutieren. Noch mehr würde ich mich natürlich freu-
en, wenn wir zügig dazu kommen, hier eine Entscheidung zu treffen, um auch Sicherheit für die zu schaffen,
die jetzt schon öffentlich tagen und ihnen die Möglichkeit zu geben, diese sehr bürgerinnenfreundliche und
demokratiefreundliche Variante auch weiterhin wählen zu dürfen. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Bergner:

Vielen Dank, Frau Kollegin Henfling. Für die SPD-Fraktion hat sich jetzt Frau Abgeordnete Merz zu Wort ge-
meldet.

Abgeordnete Merz, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete, liebe Zuschauerinnen
und Zuschauer, nachdem die ThürKO in dieser Wahlperiode schon einmal geändert wurde – wir haben unter
anderem ermöglicht, dass während der Coronapandemie digital getagt werden konnte –, liegt uns nun ein
neuer Gesetzentwurf zur Änderung der ThürKO vor. Gemeinderäte und Kreistage sind demokratisch gewähl-
te Entscheidungsgremien, deren Entscheidungen und Debatten analog zu denen eben auch im Landtag
oder im Bundestag transparent, das heißt, für die Bürgerinnen und Bürger öffentlich sein müssen. Die
ThürKO verwirklicht dieses Öffentlichkeitsprinzip bisher dadurch, dass die Sitzungen des Gemeinderats oder
Kreistages im Grundsatz öffentlich sind. Gleiches gilt – das haben wir schon gehört – für die Sitzungen be-
schließender Ausschüsse. Die Sitzungen vorberatender Ausschüsse sind hingegen grundsätzlich nicht öf-
fentlich, weil sie nach herrschender Meinung der Entscheidungsvorbereitung des Gemeinderats dienen, der
wiederum in öffentlicher Sitzung und final dann die Entscheidung trifft.

Ausweislich der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage in der Drucksache 7/5275 kommt es für
die Öffentlichkeit der Ausschusssitzungen darauf an, welche der zu beratenden Angelegenheiten dem Aus-
schuss vom Gemeinderat durch die Geschäftsordnung zur abschließenden Entscheidung übertragen wur-
den. Angelegenheiten, die einem Ausschuss zur abschließenden Entscheidung übertragen wurden, berät
dieser als beschließender Ausschuss grundsätzlich öffentlich. Angelegenheiten, die einem Ausschuss nicht
zur abschließenden Entscheidung übertragen wurden, werden nicht öffentlich beraten. Diese herrschende
Rechtsauffassung kollidiert jedoch mit der in einigen Kommunalparlamenten – auch in Thüringen – geübten
Praxis, nach der in beschließenden Ausschüssen grundsätzlich auch die Angelegenheiten öffentlich beraten
werden, die dieser als vorbereitender Ausschuss behandelt. Gleichsam besteht in einigen Kommunalparla-
menten ein gestiegenes Bedürfnis nach Transparenz; durch öffentliche Ausschussarbeit soll dem Rechnung
getragen werden.

Wir sind deshalb der Auffassung, dass es den Gemeinderäten und Kreistagen nach kommunaler Selbstver-
waltung überlassen werden sollte, die Öffentlichkeit von Ausschusssitzungen in ihren Geschäftsordnungen
selbst zu regeln. Wir schlagen daher zu diesem Zweck eine Änderung der Thüringer Kommunalordnung vor
und möchten das gern im Innen- und Kommunalausschuss beraten. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:

Vielen Dank, Frau Merz. Für die AfD-Fraktion hat sich Abgeordneter Sesselmann zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Sesselmann, AfD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Präsident, Grundlage dieses Gesetzesänderungsantrags war
die Petition aus dem Jahr 2015, die auf der hiesigen Petitionsplattform des Landtags veröffentlicht worden
ist. In einer sechswöchigen Mitzeichnungsfrist wurden allerdings nicht die nötigen Unterschriften gesammelt,
die notwendigen Mitzeichnungsunterschriften erreicht.
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Der Petitionsausschuss hat die Thüringer Landesregierung gebeten, zu der Petition entsprechend Stellung
zu nehmen. Das zuständige Ministerium hat sich hierzu wie folgt geäußert – ich darf zitieren –: „Nach § 43
Abs. 1 Satz 3 Thüringer Kommunalordnung seien die Sitzungen vorberatender Ausschüsse nicht öffentlich.
Die gesetzliche Regelung lasse weder durch die Geschäftsordnung noch durch einen Beschluss des Aus-
schusses eine Abweichung hiervon zu. Mit der Bestimmung habe der Gesetzgeber sicherstellen wollen,
dass die in den vorberatenden Ausschusssitzungen thematisierten Angelegenheiten offen, sachlich und von
außen unbeeinflusst diskutiert werden könnten. Den Ausschussmitgliedern solle dabei die Möglichkeit gege-
ben werden, zur Vertiefung und Verbreitung der Meinungsbildung auch einmal ins Unreine zu sprechen. Das
Informationsbedürfnis der Bürgerinnen und Bürger werde hierdurch nach Auffassung der Landesregierung
nicht unangemessen eingeschränkt, da in den vorberatenden Ausschusssitzungen keine vollziehbaren Be-
schlüsse gefasst würden. Vorberatende Ausschüsse bereiteten eine Angelegenheit vor, die in die Entschei-
dungszuständigkeit des Gemeinderats oder eines beschließenden Ausschusses falle, indem sie den zugrun-
de liegenden Sachverhalt aufbereiteten, die Argumente sammelten und sodann eine Empfehlung an den
Gemeinderat bzw. den beschließenden Ausschuss abgeben. Die in den vorberatenden Ausschusssitzungen
erörterten Angelegenheiten müssen anschließend noch einmal vom Gemeinderat oder einem beschließen-
den Ausschuss unter Beachtung des Öffentlichkeitsgrundsatzes nach § 40 der Thüringer Kommunalordnung
beraten und entschieden werden.“

Meine Damen und Herren, das war im Wesentlichen der Vortrag der Landesregierung dazu. Man hat sich
darauf verständigt oder kam zum Ergebnis, dass es nach § 40 Abs. 1 Satz 1 der Thüringer Kommunalord-
nung ausreichen würde und dementsprechend den Ansprüchen entspricht, insbesondere hier dem Informa-
tionsbedürfnis der Bürgerinnen und Bürger, wenn diese öffentlich sind, und nicht die vorberatenden Aus-
schüsse.

Interessant ist aber ein Blick über die Landesgrenzen hinaus. Wenn wir uns beispielsweise nach Sachsen
orientieren, dort haben wir die Vorschrift des § 43 Abs. 2 der Sächsischen Gemeindeordnung, die besagt:
„Die Sitzungen der beratenden Ausschüsse sind nichtöffentlich.“ Das heißt, wir haben im Grunde genommen
eine Bestätigung der bisherigen Handhabung hier in Thüringen. Aber wir haben auch einen interessanten
Gesetzesvorschlag, nämlich den des sogenannten sachsen-anhaltinischen Kommunalverfassungsgesetzes
vom 17.06.2014. Dort ist relativ sauber und auch aus meiner Sicht von allen am besten formuliert in § 52 –
mit „Öffentlichkeit der Sitzung“ überschrieben – Abs. 1: „Sitzungen der Vertretung und ihrer Ausschüsse sind
öffentlich.“ Hier wird nicht mehr zwischen beratenden und beschließenden Ausschüssen differenziert. Das ist
eine Regelung, die aus meiner Sicht in der heutigen Zeit sehr handhabbar ist. Wir haben in Abs. 2 eine ent-
sprechende Einschränkung: „Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn das öffentliche Wohl oder berech-
tigte Interessen Einzelner, insbesondere bei Personalangelegenheiten, der Ausübung des Vorkaufsrechts,
Grundstücksangelegenheiten und Vergabeentscheidungen, dies erfordern. Über Gegenstände, bei denen
diese Voraussetzungen vorliegen, ist nicht öffentlich zu verhandeln.“

Meine Damen und Herren, diese Regelung scheint aus unserer Sicht die ausgewogenste zu sein. Die Pro-
blematik ist nämlich, folgt der Gemeinderat oder der beschließende Ausschuss ohne Debatte dem Ergebnis
des vorberatenden Ausschusses, dann kann der interessierte Zuhörer die Beschlussfassung nicht nachvoll-
ziehen. Sachsen-Anhalt hat sein Kommunalrecht 2014 entsprechend modernisiert und setzt hiergegen zeit-
gemäß mehr Transparenz in kommunales Verwaltungshandeln und beabsichtigt damit die Einbeziehung und
unmittelbare Beteiligung der Einwohner und Bürger am kommunalen Entscheidungsprozess zur Stärkung
der örtlichen Demokratie. Auf kommunaler Ebene sollen den Einwohnern und Bürgern stärker als bisher In-
formationen über kommunale Angelegenheiten zugänglich sein und direkte Beteiligungs- und Mitwirkungs-
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möglichkeiten zur Verfügung stehen. Das leuchtet ein. Die Kommentarliteratur unter anderem des Herrn
Uckel, die sagt, dass offen sachlich und von außen unbeeinflusste Diskussionen nicht möglich seien, scheint
mir sehr fernliegend. 

Ich betone hier, dass wir als Fraktion natürlich der Ansicht sind, dass die Öffentlichkeit von Sitzungen von
Ausschüssen, die Kenntnis von lokalen Angelegenheiten eine wesentliche Voraussetzung für ein funktionie-
rendes demokratisches Gemeinwesen auf kommunaler Ebene sind. Ohne die bürgerschaftliche Beteiligung
und Mitwirkung an der kommunalen Selbstverwaltung ist lebendige örtliche Demokratie nicht möglich. Die
Einbeziehung und direkte Teilhabe der Einwohner und Bürger in lokale Prozesse und Entscheidung ist des-
halb im kommunalen Raum von herausragender Bedeutung. Sie trägt nachhaltig zur Identifikation der Bür-
ger mit der Kommune, in der sie leben, bei und fördert das bürgerschaftliche Engagement in kommunal-
rechtlichen Angelegenheiten. Es geht darum, dass das ehrenamtliche Engagement gefördert wird. Mehr
Durchsicht und mehr Durchblick für die Entscheidungsträger insbesondere für die Bürger aus der Region
halten wir für zweckmäßig und sinnvoll. Aus diesem Grund unterstützen wir diese Gesetzesänderung, wenn
vielleicht nicht in allen Einzelheiten, aber es lässt sich mit Sicherheit hier vielleicht unter Hinzuziehung der
Regelungen aus Sachsen-Anhalt im Ausschuss eine vernünftige Vorschrift aus dieser entsprechenden Ge-
setzesänderung bilden, deren Überweisung an den Ausschuss wir natürlich insofern zustimmen werden. Vie-
len Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:

Vielen Dank, Herr Kollege Sesselmann. Für die Fraktion Die Linke hat sich jetzt Abgeordneter Bilay zu Wort
gemeldet. 

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will eines voranstellen: Für uns gilt der Grund-
satz der Öffentlichkeit in den Kommunen. So steht es auch im Gesetz, in § 40 Kommunalordnung. Der regelt
nämlich als Grundsatz, dass die Tagungen sowohl der Stadträte, Gemeinderäte, Kreistage als auch der je-
weiligen Ausschüsse öffentlich stattzufinden haben. Das ist ein guter Grundsatz, weil wir nämlich davon
überzeugt sind, dass die Menschen vor Ort nachvollziehen können müssen, warum bestimmte politische
Entscheidungen und auf welchem Weg am Ende auch dahin geführt haben, vor allem dann, wenn sie von
diesen Entscheidungen konkret betroffen sind.

Weil immer darauf abgestellt wurde, es gibt jetzt eine Meinung. Die Formulierung in der Kommunalordnung,
die die Öffentlichkeit und Nichtöffentlichkeit der Ausschüsse bestimmt, ist nämlich gar nicht so eindeutig,
sondern sie ist interpretationsfähig. Bisher ist auch diese unterschiedliche Anwendung und Auslegung der
Kommunalordnung von den entsprechenden Kommunalaufsichten sehr bürgerfreundlich praktiziert worden.
Herr Walk hat darauf hingewiesen, dass nämlich beispielsweise in Eisenach, aber auch in Jena und in Gera
und in anderen Kommunen das sehr bürgerfreundlich ausgelegt wurde. In Eisenach, Herr Walk, wir waren
da beteiligt, gibt es die Regelung oder gab es bisher die Regelung, dass alle Ausschüsse öffentlich tagen
dürfen, mit Ausnahme des Rechnungsprüfungsausschusses – das sei mal dahingestellt. Und im gleichen
engen kommunalpolitischen Raum, nämlich im Falle des Wartburgkreises, wird eine andere Praxis prakti-
ziert. Da hat nämlich erst die CDU – Herr Walk, da waren Sie bei der Beschlussfassung mit beteiligt – es
abgelehnt. Also diese Zwiespältigkeit in einer Person ist interessant. Bei einer Luftlinie zwischen Rathaus
und Landratsamt von rund 30 Kilometern unterschiedliche Entscheidungen in ein und derselben Sache tref-
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fen zu können, das ist völlig irre aus meiner Sicht. Aber der wesentliche Auslöser war nicht irgendeine Petiti-
on von vor Jahren, sondern das war tatsächlich eine Kleine Anfrage, die ich gestellt hatte, um diesen Wider-
spruch zwischen Eisenach und dem Wartburgkreis aufzulösen. Bedauerlicherweise hatte die Landesregie-
rung in ihrer Antwort sich auf eine mögliche Interpretationsfrage konzentriert. Und noch bevor dann am Ende
auch eine Debatte oder weitere Diskussion zu dieser Auslegung stattfinden konnte, hat das Landesverwal-
tungsamt, ohne vorher gefragt zu werden, einfach mal ein Rundschreiben an alle Kommunen rausgeschickt,
mit der Maßgabe, öffentliche Ausschusssitzungen, die vorberatend sind, finden nicht mehr statt. Das hat zu
Recht zu enormen Protesten auf kommunaler Ebene geführt. Ich darf nur daran erinnern, in Gera hat die
CDU sogar dagegen geklagt, dass plötzlich die Ausschüsse nicht mehr öffentlich tagen dürfen. Der Oberbür-
germeister von Gera hat sich ja auch an die Kommunalaufsicht in Weimar gewandt und kurioserweise hat
die Kommunalaufsicht dort dem Oberbürgermeister von Gera mitgeteilt: Natürlich gibt es unterschiedliche
Auffassungen. Und der Standardkommentar, den wir sonst in anderen Fragen auch zurate ziehen, sagt so-
gar, dass auch vorberatende Ausschüsse öffentlich tagen dürfen, auch zu den Punkten, die nicht beschlie-
ßend sind, sondern zu allen Punkten. Aber wir legen den Kommentar an der Frage zur Seite. Aus meiner
Sicht höchst zweifelhaft und auch gar nicht erklärbar, warum nun plötzlich dieser Sinneswandel in Weimar
eingezogen ist, weil eben – wie gesagt – in vielen anderen Kommunen das über Jahre auch anders gehand-
habt wurde. Im Übrigen, Herr Walk, auch das wissen Sie, die Geschäftsordnung des Stadtrats ist im Vorfeld
mit dem Landesverwaltungsamt abgestimmt worden. Das habe ich ja damals als Büroleiter gemacht. Das
war überhaupt kein Problem. Das wurde sehr intensiv geprüft, aber offensichtlich gab es da einen Personal-
wechsel im Landesverwaltungsamt und dann haben Juristen das anders gesehen.

Im Zusammenhang mit der Beratung heute hat ja nun auch schon mal der Gemeinde- und Städtebund seine
Position deutlich gemacht und erklärt, warum er das ablehnt. Das überrascht mich überhaupt nicht, dass der
Gemeinde- und Städtebund als Interessenvertretung der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister aus meiner
Sicht eine bedenkenswerte demokratietheoretisch höchst fragwürdige Position hat. Das hat er ja auch schon
deutlich gemacht, als es um die letzte Änderung – Frau Merz hat es erwähnt – der Kommunalordnung ging,
als wir Beteiligungsrechte der Kinder und Jugendlichen auf kommunaler Ebene eingeführt haben. Nur sehr
wenige Gemeinden und Städte haben davon bisher Gebrauch gemacht, haben ihre entsprechenden Haupt-
satzungen geändert. Und die wenigen Kommunen, die es auch noch geändert haben, haben auf Grundlage
der Mustersatzung des Gemeinde- und Städtebundes geregelt: Ob und wie die Kinder und Jugendlichen be-
teiligt werden, entscheidet am Ende der Bürgermeister – mit der Maßgabe, an dieser Mustersatzung des Ge-
meinde- und Städtebundes dürfen wir nichts mehr ändern. Dann ist irgendwie der ganze Rechtsstaat irgend-
wie infrage gestellt, wenn sich ein Gemeinderat erlaubt, auch mal mit einer eigenen Idee von der Mustersat-
zung abzuweichen und sie in die Hauptsatzung der Kommune reinzuschreiben. Hier muss man nicht das
Gesetz ändern, hier würde schon mal reichen, wenn das Innenministerium noch mal in ernsthafte Gesprä-
che mit dem Gemeinde- und Städtebund eintritt, weil am Ende nämlich das Innenministerium die Musterat-
zung des Gemeinde- und Städtebundes freigezeichnet hat; und darauf berufen sich die Bürgermeisterinnen
und Bürgermeister. Damit wird aus unserer Sicht der Wille des Gesetzgebers zur Änderung der Kommunal-
ordnung in dem Bereich faktisch unterlaufen. Deswegen haben wir hier schon den Anspruch, dass auch da
noch mal das Innenministerium mit dem Gemeinde- und Städtebund deutliche Worte findet und hier auch für
mehr Demokratie bei der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen vor Ort sorgt.

(Beifall DIE LINKE)

Was wir mit dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf wollen, ist ja gar keine große Revolution, sondern wir wol-
len einfach nur, dass der alte Rechtszustand von vor einem halben Jahr, der vor dem Rundschreiben des
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Landesverwaltungsamtes gegolten hat, wiederhergestellt wird – dass nämlich die Kommunen im Ermessen
selbst entscheiden können – im Aushandlungsprozess, im Dialog mit den Menschen vor Ort –, ob auch alle
Ausschüsse im Stadtrat oder im Kreistag öffentlich stattfinden können.

Herr Walk, wir können sicherlich im Ausschuss auch noch mal diskutieren, ob es irgendwelche Statistiken
dazu gibt, welche Kommunen davon bisher Gebrauch gemacht haben. Ich vermute mal, eine solche Statistik
gibt es nicht. Sie wissen es vielleicht als Kommunalpolitiker Ihrer Fraktion, dass oftmals auch auf Anfragen
von Abgeordneten geantwortet wird: Weil es keine Verpflichtung gibt, diese Statistik zu erheben, haben wir
auch keine Angaben. Wir können dann darüber reden, wir können im Ausschuss gern versuchen, da irgend-
wie auch ein paar Zahlen zusammenzutragen. Das darf uns am Ende aber nicht davon befreien, eine politi-
sche Entscheidung zu treffen, dass wir mehr Öffentlichkeit und Transparenz in den Kommunen wollen. Es
darf am Ende aber auch das Verfahren nicht verzögern, weil ich Ihnen nämlich eine Gefahr beschreiben will.
Ich glaube, Frau Henfling hat darauf hingewiesen. Wir sind jetzt in der Zeit, wo die Kommunen ihre kommu-
nalen Haushalte aufstellen. Normalerweise müssten die alle bis zum 30. November beschlossen sein, damit
die Kommunalaufsicht drüberschauen kann. Es gibt auch nichts Schlimmeres, als wenn am Ende ein demo-
kratisch gewähltes Gremium vor Ort von seinem Königrecht Gebrauch macht und über den Haushalt der
Kommune beschließt, aber die Bürgerinnen und Bürger gar nicht mehr nachvollziehen können, warum be-
stimmte Entscheidungen so getroffen wurden.

In vielen Kommunen ist es bewährte Praxis, dass ein Landrat oder ein Bürgermeister, eine Bürgermeisterin
den Haushalt einbringt. Dann findet die Beratung in den Ausschüssen statt, am Ende gibt es eine große De-
batte im Kreistag oder im Gemeinderat und dann werden noch mal Änderungsanträge diskutiert oder auch
nicht. Nach dem Rundschreiben des Landesverwaltungsamts ist es jetzt so: Ihr Landrat, Herr Krebs, hat das
jetzt im Wartburgkreis des Kreistags angekündigt, alles findet nicht öffentlich statt. Das heißt, es wird einmal
der Haushalt in den Kreistag eingebracht, dann tagen auf jeden Fall der Haushaltsausschuss und der Kreis-
ausschuss. Nicht einmal mehr der Kreisausschuss, der ja ein pflichtiger kommunaler Ausschuss ist, darf in
einem öffentlichen Sitzungsteil jetzt noch über den Haushalt beraten. Der Kreisausschuss darf jetzt nicht mal
mehr im öffentlichen Teil der Kreistagssitzung das Benehmen herstellen. Völlig irre, in welcher Republik wir
gerade leben.

(Beifall DIE LINKE)

Dann finden also die Beratungen zum Haushalt in nicht öffentlichen Ausschüssen statt. Da gibt es irgendwel-
che Debatten, da gibt es dann Änderungsanträge, dann gibt es Verständigungen zwischen den Fraktionen,
wo man noch mal ein paar Haushaltstitel hin- und herschiebt und dann kommt das Gesamtpaket. In Eise-
nach sind es jetzt 70 Millionen Euro Haushaltsvolumen. Der Wartburgkreis hat – ich weiß es nicht – rund 200
Millionen Euro, Erfurt dürfte mehrere 100 Millionen Euro Haushaltsvolumen haben. Wir reden hier also rich-
tig von Geld, öffentlichen Mitteln, die die Steuerzahlerinnen uns in den Kommunen anvertraut haben, die
dann hin- und herbewegt werden. Danach können die Bürger nicht mehr nachvollziehen, warum wird wel-
ches Geld für welche Positionen in welcher Prioritätensetzung ausgegeben? Der Haushalt kommt dann aus
den Haushaltsberatungen der Ausschüsse wieder in den Stadtrat, in den Kreistag zurück. Da heißt es, wir
haben ja darüber geredet, Kollege Dingsbums. Wir haben uns ja geeinigt, wir machen das jetzt so. Und dann
sind die wenigen Bürgerinnen und Bürger, die vielleicht noch ein Interesse an Kommunalpolitik haben, vor
Ort und können das gar nicht mehr nachvollziehen.

Ich will ein anderes Beispiel nennen: Wir werden aufgrund der Energiepreissituation, der Inflation und Nah-
rungsmittelpreissteigerung vor Ort darüber reden müssen, dass die kommunalen Träger ihre Gebührensat-
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zung für Kindertagesstätten anpassen müssen. Das wird passieren. Die Folge der jetzigen Auslegung der
Kommunalordnung ist: Die Gebührensatzung für Kindergärten wird in den Stadtrat eingebracht, dann viel-
leicht im Jugendausschuss diskutiert oder im Sozialausschuss – ich weiß es nicht, das ist unterschiedlich.
Dann kommt die Satzung wieder heraus mit einer Gebührenerhöhung für Kindergärten und die Eltern kön-
nen nicht mehr nachvollziehen: Warum muss ich jetzt einen bestimmten Betrag X mehr bezahlen? Das geht
aus unserer Sicht nicht, das ist ein Problem.

(Beifall DIE LINKE)

Wenn das am Ende weiterhin so läuft, haben die Menschen aus unserer Sicht zu recht viel Frust und wen-
den sich am Ende von Demokratie und auch von Politik ab. Das ist etwas, was wir nicht durchgehen lassen
sollten. Deswegen ist die Einbringung des Gesetzentwurfs heute notwendig, deswegen ist auch die Bera-
tung im Innenausschuss notwendig, damit wir auch mit den kommunalen Spitzenverbänden darüber reden.
Aber, wie gesagt, wir brauchen zeitnah eine Entscheidung, weil uns in dieser Frage einfach die Zeit davon-
läuft. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:

Vielen Dank, Herr Kollege Bilay. 

Meine Damen und Herren, der fachpolitische Sprecher der FDP hat erklärt, dass er sich mit Blick auf seine
augenblicklich sitzungsleitende Funktion gern im Ausschuss zu dem Thema einbringen wird.

(Beifall Gruppe der FDP)

Damit liegen aus den Reihen der Abgeordneten jetzt erst mal keine Wortmeldungen mehr vor. Herr Minister?
Auch nicht. Damit können wir jetzt in den letzten Minuten vor 19.00 Uhr über die Überweisung dieses Ge-
setzentwurfs an den Innen- und Kommunalausschuss abstimmen. Weitere Ausschussüberweisungen habe
ich nicht vernommen. Damit bitte ich jetzt alle, die der Überweisung an den Innen- und Kommunalausschuss
zustimmen wollen, um ihr Handzeichen. Das sind die Stimmen aus allen Fraktionen und Gruppen. Ich frage
der Ordnung halber noch nach Gegenstimmen. Enthaltungen ebenfalls keine. Damit ist die Überweisung an-
genommen.

Meine Damen und Herren, ich wünsche Ihnen einen schönen Abend und freue mich morgen auf eine be-
stimmt wieder interessante Beratung. Danke schön. Die Sitzung ist geschlossen.

Ende: 18.57 Uhr
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